
 

Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 20.11.2019 
 

um 19.30 Uhr im Gemeindeamt Gaubitsch. 
 
Anwesende:  
Bürgermeister:   Mareiner Alois als Vorsitzender 
 
Vizebürgermeister:  Hartmann Josef 
  
Geschäftsfd. Gemeinderat: Seidl David 
 
Gemeinderat:   Bergauer Andrea 

Dorn Martina 
Freudenberger Georg MSc 
Hager Mathilde 

    Krenn Ludwig 
    Popp Franz  

Schubert Franz 
Steininger Andreas 
Uhl Johann 
Ing. Uhl Ulrich 

 
Entschuldigt abwesend: Dorn Josef 

Petzina Rainer  
 

Schriftführer:   Freudenberger Markus 
 
Anwesende Zuhörer:   Bauer Susanne 
 
    
Da im Zuge der Präsentation des Anlagebuchs von Herrn Hölzl einige Fragen in Bezug auf die 
Ortsbeleuchtung aufgetreten sind, präsentiert vor Beginn der Sitzung Herr Hans von der Fa. 3H 
die LED Inserts (LED Umrüstsätze).  
Insgesamt wurden 311 Stück 70 Watt Natriumdampfleuchten (gesamt ca. 85 Watt inkl. 
Vorschaltgerät) gegen LED Inserts getauscht. Zu Beginn der Erhebungen war von 380 Stück 
die Rede. Entlang der Landesstraßen wurde vereinbart, dass 40 Watt Leuchten eingebaut 
werden. Da ursprünglich nur 40 Stk. dieser Art Leuchten bestellt wurden, wurde an 85 Stück der 
29 Watt Leuchten entlang der Landesstraße der Treiber des Umrüstsatzes auf 40 Watt Leistung 
umprogrammiert. Es ist kein Preisunterschied zwischen den 29 und 40 Watt Leuchten. Die 29 
Watt Lampen haben 8 LED eingebaut und leuchten mit 880 Milliampere. Der Treiber ist auf 
maximal 1050 Milliampere ausgelegt. Die Umprogrammierung hat keine negative Auswirkung 
auf die Lebensdauer und liegt somit im Normbereich. Die Lampen suchen sich selbst die 
künstliche Mitternacht und senken 6 Stunden in der Nacht auf 50% der Leistung ab. Dies 
geschieht jeweils innerhalb einer 3 Tage „Lernphase“. Das Gerät beobachtet dabei die 
Einschalt- u. Abschaltzeit. Im Zeitraum der Absenkung bewegt man sich außerhalb der Norm. 
Dies ist aber gestattet, da es in der ruhigen sogenannten „toten Zeit“ ist. 
Bgm. Mareiner bedankt sich bei Herrn Hans für die Erörterungen. 
Herr Hans verlässt um 20.00 Uhr die Sitzung. 
 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung und begrüßt die Mitglieder des Gemeinderates.  
Die Sitzung ist beschlussfähig. Die Tagesordnung ist rechtzeitig zugegangen. 
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Vor der Sitzung wurde 1 Dringlichkeitsantrag von Bgm. Mareiner zur Aufnahme in die  
Tagesordnung schriftlich eingebracht: 
 

 Tagesordnungspunkt: „gemeindeeigene Förderung – Ansuchen über Förderung 
Aufschließungskosten GStnr. 191/6/ KG. Altenmarkt“ 

 
Dieser Tagesordnungspunkt wird an die Stelle 11e) gereiht. Dem Antrag wird die Dringlichkeit 
einstimmig zuerkannt. Alle übrigen Tagesordnungspunkte verschieben sich dadurch um jeweils 
einen Punkt nach hinten. 
 
Vorankündigung weiterer Sitzungstermine:  
Vorstandssitzung am 05.12.2019 um 19.30 Uhr und Gemeinderatssitzung am 13.12.2019 um 
18.00 Uhr mit anschließender Weihnachtsfeier im Gasthaus Zupanc. 
 

Tagesordnung 
der öffentlichen Gemeinderatssitzung 

  
1. Entscheidungen über Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift vom 18.09.2019 
 
2. Bericht Prüfungsausschuss 
 
3. Beschlussfassung über Änderung der Abfallwirtschaftsverordnung 
 
4. Beschlussfassung über Vergabe Bauherrenhaftpflichtversicherung 

 
5. Beschlussfassung über Ankauf einer Rüttelplatte 
 
6. Beratung über Voranschlag 2020 inkl. mittelfristigen Finanzplan 2021 – 2024 

 
7. Berichte und Diskussion 

 
 
 
Zu TO 1) Entscheidungen über Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift vom  

18.09.2019 
 
Bgm. Mareiner stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der letzten Sitzung vom 18.09.2019 
keine schriftlichen Einwände erhoben wurden. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. 
 
Zu TO 2) Bericht Prüfungsausschuss 
 
Der Bürgermeister erteilt der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses GR Hager Mathilde das 
Wort. Diese bringt dem Gemeinderat den schriftlichen Bericht über das Ergebnis der letzten 
angesagten Prüfung vom 21.10.2019 zur Kenntnis.  
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Stellungnahme des Bürgermeisters zu den Feststelllungen des Prüfungsausschusses: 
 
Bgm. hat bei der Wirtschaftskammer Österreich nachgefragt warum die Gemeinde Gaubitsch 
jährlich € 99,- zahlen muss. Dies ist der Beitrag für die Betriebsstättengenehmigung im 
Dorfzentrum Kleinbaumgarten. Früher war Herr Popp Franz Sen. Geschäftsführer, nun ist dies 
Popp Franz Jun. Mit dieser Genehmigung ist man berechtigt offene Getränke (Weine, Kaffee, 
etc.) auszuschenken. Es darf jederzeit geöffnet sein. Ohne der Genehmigung wäre dies nur im 
Sinne eines Kantinendienstes möglich (zb. bei Sitzungen).    
 
Der Bgm. bedankt sich für die Bemühungen des Prüfungsausschusses.  
 
Zu TO 3) Beschlussfassung über Änderung der Abfallwirtschaftsverordnung 
 
Sachverhalt: 
 
Wie bereits in der letzten GR-Sitzung am 18.09.2019 im TO 7.1 angekündigt, hat der Vorstand 
des GAUL die Einführung einer Papiertonne beschlossen. Jedem Haushalt ist es freigestellt 
eine Altpapiertonne zu beantragen. In der Tonne können Altpapier und Kartonagen entsorgt 
werden. Das Volumen der Tonne wird 240L für Einzelhaushalte und 1100L für Wohnbauten 
betragen. Eine Entleerung soll 8 mal pro Jahr erfolgen. Die Kosten der 240 L Tonne belaufen 
sich auf € 30,- exkl. USt. pro Jahr. Der 1.100 L Behälter kostet € 130,- exkl. USt./Jahr. Damit 
sind alle Kosten gedeckt. Es besteht auch weiterhin die Möglichkeit das Papier bzw. die 
Kartonagen im ASZ zu entsorgen. Unter Kartonagen versteht man unter anderem 
durchgefärbtes Papier. Der GAUL ist der einzige Verband der noch keine Papiertonne hat. Der 
Papiercontainer bleibt weiterhin für die nächsten 2 Jahre bestehen. In diesem Zeitraum wird 
beobachtet, wie viele Bürger auf die Tonne umstellen.  
Die Aschetonne wird nur mehr bis 14.05.2019 zur Verfügung stehen und anschließend 
ersatzlos gestrichen. Ein Betriebsfinanzierungsplan wurde erstellt. Siehe BEILAGE 1 
Für die Änderung und Einführung der Altpapiertonne muss der Gemeinderat der Gemeinde 
Gaubitsch folgende Verordnung beschließen: 
 
„Der Gemeinderat der Gemeinde Gaubitsch hat in seiner Sitzung am 20.11.2019 folgende 

 
Abfallwirtschaftsverordnung 

nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 
für die Gemeinde Gaubitsch beschlossen: 

§ 1 
In der Gemeinde Gaubitsch werden folgende Abgaben für die Durchführung der Müllabfuhr 
erhoben: 

a) Abfallwirtschaftsgebühren 

b) Abfallwirtschaftsabgaben 

§ 2 
Pflichtbereich 

(1) Der Pflichtbereich umfasst das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Gaubitsch und 

wird wie folgt eingeteilt:  

Es werden alle Grundstücke im Ortsgebiet der Katastralgemeinden Altenmarkt, 
Kleinbaumgarten und Gaubitsch sowie der Neuhof in Gaubitsch Nr. 111 auf Parz. Nr. 1189 in 
der KG Gaubitsch (außerhalb des Ortsgebietes der KG. Gaubitsch gelegen) erfasst  

 
§ 3 

Aufzählung der neben Müll in die Erfassung und Behandlung einbezogenen Abfallarten 
Neben Müll wird folgende Abfallart in die Erfassung und Behandlung einbezogen:  

Sperrmüll, Altglas, Getränkedosen, Kunststoffhohlkörper, Alttextilien, Biomüll, 
 Asche bis 14.05.2020. 
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§ 4 
Erfassung und Behandlung von Abfällen 

(1) Im Pflichtbereich sind Siedlungsabfälle entsprechend den zur Verfügung gestellten 

Müllbehältern und den entsprechenden Vorschriften getrennt nach 

1. Restmüll 

2. Kompostierbaren (biogenen) Abfällen 

3. Altpapier (Papier und Kartonagen) 

4. Altstoffen (Glas Metall, Kunststoff,…) 

5. Sperrmüll 

zu sammeln. 
(2) Restmüll ist in den zugeteilten Müllbehältern mit einem Volumen von 120, 240, 1.100 

Liter je Abfuhr zu sammeln und wird von der Liegenschaft abgeholt (Holsystem). 

Das Mindestbehältervolumen beträgt 120 Liter je Abfuhr. Restmüll wird einer 
thermischen Behandlung zugeführt. 
 

(3) Kompostierbarer (biogener) Abfall ist in den zugeteilten Müllbehältern mit einem 

Volumen von 60, 120 Liter je Abfuhr zu sammeln und wird von der Liegenschaft 

abgeholt (Holsystem).  

Ausgenommen sind jene Grundstücke, bei welchen der Grundstückseigentümer bzw. 
Nutzungsberechtigte selbst eine sachgemäße Kompostierung im örtlichen Nahbereich 
durchführt. 
Biogener Abfall wird einer sachgemäßen Kompostierung zugeführt. 
 

(4) Altpapier und Kartonagen sind in den zugeteilten Müllbehältern mit einem Volumen von 

240 und 1.100 Liter je Abfuhr zu sammeln und werden von der Liegenschaft abgeholt 

(Holsystem). Die Zuteilung eines Müllbehälters für die Sammlung von Altpapier ist nicht 

verpflichtend. 

Jeder Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigte hat auch die Möglichkeit 
Altpapier sowie Kartonagen in die im Altstoffsammelzentrum (das ist in der Gemeinde 
Gaubitsch im Bauhof) zur Verfügung gestellten Container einzubringen (Bringsystem).  
Altpapier wird einer stofflichen Verwertung zugeführt. 
 

(5) Kunststoff ist in den zur Verfügung gestellten Müllbehältern - gelbe Säcke mit einem 

Volumen von 120 Liter oder 1100 Liter gelbe Tonne - bei Wohnhausanlagen mit 

mehreren Wohnungen - je Abfuhr zu sammeln und wird von der Liegenschaft abgeholt 

(Holsystem). Kunststoff wird teilweise einer stofflichen Verwertung zugeführt. 

 
(6) Metalle, Sperrmüll und alle übrigen Alt- und Wertstoffe sind in die im Altstoff-

sammelzentrum (das ist in der Gemeinde Gaubitsch derzeit im Bauhof) zur Verfügung 

gestellten Container einzubringen. (Bringsystem) 

Altpapier und alle übrigen Altstoffe werden einer stofflichen Verwertung zugeführt. 
Sperrmüll wird sortiert und weitestgehend einer stofflichen Verwertung zugeführt.   
 

(7) Altglas ist in die im Gemeindegebiet zur Verfügung gestellten Container (Sammelinseln) 

einzubringen.  

Altglas wird einer stofflichen Verwertung zugeführt. 
 

§ 5 
Durchführung der Abfuhr 

(1) Bei vorübergehendem Mehrbedarf können Müllsäcke gegen Entrichtung der 

entsprechenden Gebühren und Abgaben beim Gemeindeamt bezogen werden. Eine 

Rückverrechnung nicht zur Verwendung gelangter Müllsäcke ist nicht möglich. 
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(2) Zur Lagerung, Sammlung und Bereitstellung des Mülls dürfen nur die von der 

Gemeinde bereitgestellten Müllbehälter verwendet werden. Die Müllbehälter dürfen 

nur soweit gefüllt werden, dass ihre Deckel stets einwandfrei geschlossen gehalten 

bleiben können. Ein Einstampfen oder Einschlemmen des Mülls in die Müllbehälter 

ist verboten. Der Müll darf dem Behälter nicht in heißem Zustand zugeführt werden. 

Ebenso ist das Abbrennen von Müll in den Behältern verboten. Müllsäcke müssen in 

zugebundenem Zustand zur Abholung bereitgestellt werden.  

 
(3) Am Abfuhrtag sind die Müllbehälter im Pflichtbereich an der Grundstücksgrenze so 

bereitzustellen, dass hierdurch der öffentliche Verkehr nicht beeinträchtigt wird und 

die Abfuhr ohne Schwierigkeit und Zeitverlust möglich ist. Nach erfolgter Entleerung 

sind die Müllbehälter ehestens an ihren Aufstellungsort zurückzubringen.  

 
(4) Die beigestellten Müllbehälter verbleiben im Eigentum der Gemeinde. Die 

Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten haften für die von ihnen 

verursachten Schäden, die durch eine unsachgemäße Behandlung von 

Müllbehältern entstehen. Die Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten 

haben auch für die Reinigung der Behälter zu sorgen.  

 
(5) Ist mit einem nicht nur vorübergehenden Mehranfall von Müll zu rechnen, muss dies 

rechtzeitig der Gemeinde zwecks Zuteilung zusätzlich benötigter Müllbehälter 

gemeldet werden. Organe der Gemeinde sind darüber hinaus berechtigt, jederzeit 

selbst festzustellen, ob die vorhandenen Müllbehälter für die Aufnahme des 

anfallenden Mülls ausreichen. Ist dies nicht oder nicht mehr der Fall, werden 

zusätzliche Müllbehälter zugeteilt. 

 
(6) Kann die Entleerung der Müllbehälter aus Verschulden des Grundstückseigentümers 

bzw. Nutzungsberechtigten oder dessen Beauftragten nicht durchgeführt werden, 

erfolgt diese erst bei der nächsten regelmäßigen Abfuhr oder mittels zusätzlicher 

Entleerung gegen Kostenersatz. 

§ 6 
Abfuhrplan 

(1) Im Pflichtbereich werden 
 
a) 15 Einsammlungen von Restmüll in 120, 240 oder 1.100 Liter Restmülltonnen 

b) 37 oder 38 Einsammlungen von kompostierbaren Abfällen in 60 oder 120 Liter 

Biotonnen jährlich (variabel, da Winterhalbjahr 14täge Abfuhr, Sommerhalbjahr 

wöchentliche Abfuhr) 

c) 8 Einsammlungen von Altpapier 240 oder 1.100 Liter Papiertonne 

durchgeführt. Die genauen Sammeltermine werden gesondert bekannt gegeben. 
 
(2) Im Pflichtbereich erfolgt die Sperrmüllsammlung im Holsystem einmal jährlich gegen 

vorherige Anmeldung durch den Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, zu den angeführten Öffnungszeiten, Sperrmüll ins 

Altstoffsammelzentrum einzubringen (Bringsystem).  
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§ 7 
Abfallwirtschaftsgebühr und Abfallwirtschaftsabgabe 

 
(1) Die Abfallwirtschaftsabgabe errechnet sich aus einem Behandlungsanteil.  

(2) Die Berechnung des Behandlungsanteiles erfolgt durch Multiplikation der Anzahl der 

festgesetzten Abfuhrtermine und der Grundgebühr der zugeteilten Müllbehälter: 

(3) Die Grundgebühr je Müllbehälter und Abfuhr beträgt: 

1. Für die Abfuhr von Restmüll: 

a) Für einen Müllbehälter mit 120 Liter     €   7,56 

b) Für einen Müllbehälter mit 240 Liter    € 11,34 

c) Für einen Müllbehälter mit 1100 Liter    € 68,04 

d) Bei Müllbehältern zur Asche-Entsorgung  (120 Liter) bis 14.05.2020 €   6,48 

e) Bei Müllbehältern für eine nur einmalige Benützung 

(Müllsäcke) und Abfuhr               €   2,36 

2. Für die Abfuhr von kompostierbaren Abfällen 
             a) Bei Müllbehältern für eine wiederkehrende Benützung pro 

                         Müllbehälter (120 Liter) und Abfuhr  €   3,20 
           b) Bei Müllbehältern für eine wiederkehrende Benützung pro 

                          Müllbehälter (60 Liter) und Abfuhr                                    €   1,80 

3. Für die Abfuhr von Altpapier 
             a) Bei Müllbehältern für eine wiederkehrende Benützung pro 

                         Müllbehälter (240 Liter) und Abfuhr  €   3,75 
           b) Bei Müllbehältern für eine wiederkehrende Benützung pro 

                          Müllbehälter (1.100 Liter) und Abfuhr                                    € 16,25 
 

(4) Die Abfallwirtschaftsabgabe beträgt 27 % der Abfallwirtschaftsgebühr für Restmüll. 

§ 8 
Fälligkeit 

Die Abfallwirtschaftsgebühr und die Abfallwirtschaftsabgabe sind in vier gleichen Teilbeträgen 
zu entrichten. Die Teilbeträge sind jeweils am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. des Jahres fällig.  
 

§ 9 
Erhebung der Bemessungsgrundlagen 

Zur Ermittlung der für die Bemessung der Abfallwirtschaftsgebühr maßgeblichen Umstände 
haben die Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten die von der Gemeinde 
aufgelegten Erhebungsbögen richtig und vollständig auszufüllen und innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung beim Gemeindeamt abzugeben.  
 

§ 10 
Umsatzsteuer 

Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Verordnung, gelangt die 
gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der geltenden 
Fassung, zur Verrechnung.  

§ 11 
Schluss- und Übergangsbestimmung 

Die Abfallwirtschaftsverordnung tritt mit 01.01.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 
Abfallwirtschaftsverordnung außer Kraft. 
Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist 
der bisher geltende Abgabensatz anzuwenden.“ 
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Antrag des Bürgermeisters: 
Der Gemeinderat möge die Änderung der Abfallwirtschaftsverordnung beschließen 
Beschluss: 
Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig dafür 
 
Zu TO 4) Beschlussfassung über Vergabe Bauherrenhaftpflichtversicherung 
 
Sachverhalt: 
 
Am 16.10.2019 war Mario Gnesda von der AON Austria GmbH (Versicherungsmakler) zum 
Jahresmeeting auf der Gemeinde. Anlässlich des Gesprächs wurden alle von der Firma AON 
für die Gemeinde Gaubitsch verwalteten Versicherungsverträge übergeben und sämtliche 
Polizzen inhaltlich erörtert. Seitens AON wird darauf hingewiesen, dass einige 
Vertragsanpassungen möglich wären und zwar: 
 
-) Versicherung bei Schäden durch indirekten Blitzschlag an der jeweiligen Batterie des E-
Autos, Mehrprämie iHv. € 69,-/Fahrzeug 
-) zur bestehenden Gemeindehaftpflichtversicherung wird informiert, dass eine 
Deckungserweiterung für reine Vermögensschäden für Gemeindeorgane (Bgm, GR und 
Amtsleiter) angeboten wird. Mehrprämie iHv. € 902,- wobei je Schadensfall ein Selbstbehalt von 
€ 1.500,- zu tragen ist. 
-) Eine Cyberversicherung wurde angeboten, welche im Wesentlichen für die Kostendeckung 
zur Krisenbewältigung im Falle einer Informationssicherheitsverletzung von elektronischen 
Daten vorgesehen ist. Jahresprämie € 1.365,- Selbstbehalt iHv. € 1000,- je Schadensfall.  
 
Die Vorstandsmitglieder sprachen sich in ihrer Sitzung am 13.11.2019 gegen den Abschluss 
einer der oben angeführten Anpassungen aus. 
 
Im Zuge des Gesprächs hat Bgm. Mareiner mitgeteilt, dass einige größere Baustellen nächstes 
Jahr umgesetzt werden (z.B.:  die Errichtung eines Rückhaltebeckens, Straßen und 
Kanalerschließungen, etc). Gesamtbaukostensumme € 850.000,-. Hierfür soll die Fa. AON 
Offerte für eine Bauherrnhaftpflichtversicherung, welche unter anderem Schäden an 
benachbarten Grundstücken deckt, einholen.  
 
Ein Angebot bei der NV- Versicherung wurde eingeholt.  
Jahresprämie € 1.479, -, Selbstbehalt € 500,- 
Jahresprämie € 1.309, -, Selbstbehalt € 1.500,- 
Jahresprämie € 1.139, -, Selbstbehalt € 3000,- 
 
Da aus den Unterlagen nicht hervorgeht, ob diese Leistungen nicht schon zum Teil in der 
allgemeinen Haftpflichtversicherung der Gemeine inkludiert sind und man nicht genau sagen 
kann ob diese Versicherung überhaupt notwendig ist, hat sich GfGR Petzina Rainer bei seinem 
Arbeitgeber, der Donauversicherung erkundigt. Aus seiner Sicht wäre es sinnvoller wenn die 
allgemeine Haftpflicht und die Bauherrenhaftpflicht vom selben Versicherungsunternehmen 
sind. 
Vor Abschluss sollten noch folgende Punkte geklärt werden: 

 Ist es möglich die Bauherrnhaftpflichtversicherung in die allgemeine 
Haftpflichtversicherung der Gemeinde zu integrieren? 

 Wie hoch wäre dann die Mehrprämie. 

 Es soll dabei zu keiner automatischen Vertragsverlängerung der Haftpflichtpolizze 
führen.  

 
Dieser Tagesordnungspunkt wird in der nächsten Gemeinderatssitzung erneut behandelt.  
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Zu TO 5) Beschlussfassung über Ankauf einer Rüttelplatte 
 
Sachverhalt: 
 
Da die alte Rüttelplatte (mind. 30 Jahre alt) der Gemeinde kaputt ist und eine Reparatur mehr 
als € 2.000,- kosten würde, hat Bgm. Mareiner Angebote für eine neue Rüttelplatte bei der Fa. 
Wacker Neuson eingeholt. Dies geschah in Absprache mit den Bauhofmitarbeitern. Es wurden 
sowohl Angebote für gebrauchte, als auch für Neugeräte eingeholt. Im Voranschlag 2019 ist der 
Ankauf von Maschinen iHv. € 20.000,- veranschlagt und mit Bedarfszuweisungen iHv. 15.000,- 
gedeckt. Auf der Haushaltsstelle sind noch ca. € 7000,- zur Verfügung.  
Der Garantieumfang bei einem Neugerät beträgt 5 Jahre. Die Rüttelplatte (Vibrationsplatte) 
DPU4045Ye der Fa. Wacker Neuson ist vergleichbar mit der Bauweise und Größe der alten 
Platte und wäre für die Zwecke im Gemeindedienst mit einem Betriebsgewicht von 376kg und 
einer Zentrifugalkraft von 40kN ausreichend. 
Kosten: € 5.712,- exkl. MWSt. 
 
Antrag des Bürgermeisters: 
Der Gemeinderat möge den Ankauf der Rüttelplatte DPU4045Ye von der Fa. Wacker Neuson 
zum Preis von € 5.712,- exkl. MWSt beschließen.   
Beschluss: 
Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig dafür 

 
Zu TO6) Beratung über Voranschlag 2020 inkl. mittelfristigen Finanzplan 2021 – 2024 
 
Sachverhalt: 
 
Die Umstellung der VRV1997 auf die VRV 2015 (VRV = Voranschlags- u. 
Rechnungsabschlussverordnung) hat sehr viele Änderungen mit sich gebracht. 
Einige wesentlichen Änderungen sind zb.: 

 Die Abschaffung von ordentlichen und außerordentlichen Haushalt. Dies wird nun im 
Projektnachweis dargestellt und über operative Mittel finanziert. 

 Keine Überschüsse und Fehlbeträge mehr. Sollüberschüsse können aber über Umwege 
und diverse Umbuchungen nach wie vor dargestellt werden. 

 In der VRV 2015 gibt es einen Finanzierungshaushalt, einen Ergebnishaushalt und 
einen Vermögenshaushalt. Im Finanzierungshaushalt werden alle Buchungen, wo auch 
tatsächlich Geld fließt, dargestellt. Der Ergebnishaushalt spiegelt das Ergebnis der 
Gemeinde nieder. Hier findet man auch zb. Abschreibungen und Rückstellungen. Im 
Vermögenshaushalt wurde das gesamte Vermögen der Gemeinde erfasst und bewertet. 
Der Vermögenshaushalt ist nur Bestandteil des Rechnungsabschlusses und nicht des 
Voranschlages. 

 
Am Montag, den 11.11.2019 hat die Voranschlagsberatung mit Herrn Pöppel Gerhard (Land 
NÖ, IVW 3) im Rathaus Laa stattgefunden. Die Kernaussage im Gespräch war, dass heute 
noch niemand genau sagen kann, welche Auswirkungen die Umstellung auf die VRV2015 hat. 
Dies wird einen Beobachtungszeitraum von 10-15 Jahre benötigen. Bei der Budgetierung des 
Haushaltsjahres 2020 soll der Fokus auf dem Finanzierungshaushalt liegen. Auch 
Sollüberschüsse können über Umwege gebucht und veranschlagt werden. Es wird im Frühjahr 
2020 erstmalig Beratungen zum Rechnungsabschluss 2019 und Nachtragsvoranschlag 2020 
geben. Man geht davon aus, dass der Großteil der Gemeinden mit einem 
Nachtragsvoranschlag 2020 arbeiten wird.  
 
Ein Entwurf des Voranschlages 2020 inkl. mittelfristigen Finanzplan 2021-2024 wurde vor der 
Sitzung bereits an die Mitglieder des Gemeinderates versendet. Im Entwurf wurden bereits die 
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Voranschlagsdaten laut Land NÖ, Abteilung Gemeinden eingearbeitet. Die Höhe der 
Ertragsanteile wurde an die Einwohnerzahl angepasst.  
Zahlen zum Finanzierungshaushalt: 
Mittelaufbringung (=Einnahmen): € 2.795.300,- 
Mittelverwendung (= Ausgaben): € 2.960.600,-  
Ergibt eine Differenz von aktuell -€ 165.300,-  
Im Finanzierungshaushalt ist bereits die gesamte investive Gebarung (=außerordentliche 
Projekt) inkludiert. Es muss zuerst der Rechnungsabschluss 2019 abgewartet werden, aus dem 
hervorgeht, wie hoch der tatsächliche Überschuss für das Haushaltsjahr 2020 ist. 
Folgende Projekte wurden budgetiert: 

 Grundstückankauf Siedlung Altenmarkt 

 Volksschule Motorikpark 

 Straßenbau neue Siedlungen 

 Errichtung eines Auffangbeckens – Gaubitsch West 

 Errichtung Retention bei Reihenhausanlage 

 Erhaltung Güterwege 

 Kanalbau Siedlungserweiterung Kleinbaumgarten 

 Kanalbau Gaubitsch Nord + Kanalbau Reihenhausanlage 
 
Die Höhe an Zuführungen für Projekte beträgt € 163.400,-. Eine Entnahme aus der Rücklage ist 
noch nicht veranschlagt. Die allgemeine Rücklage weist einen Stand von € 143.559,- (Stand 
13.11.2019) aus. 
Die Tilgung der Darlehen beträgt € 268.800,-. Der Schuldenstand beträgt Ende 2020 € 
3.773.482,-. Eine Entspannung der finanziellen Lage ist erst ab ca. 2022 absehbar. 
Bei der Budgetierung 2020 sowie im Dienstpostenplan wurde die Aufnahme einer zusätzlichen 
Kanzleikraft im Ausmaß von 20 Wochenstunden berücksichtigt. 
 
Der Voranschlag wird in der Form kundgemacht und zur öffentlichen Einsichtnahme in der Zeit 
von 27.11.2019 bis 11.12.2019 im Gemeindeamt aufgelegt. 
 
In der BEILAGE 2 sind die wesentlichen Änderungen der operativen Gebarung im Vergleich zu 
2019 sowie die Finanzierung der einzelnen Projekte ersichtlich. 
 
 
Zu TO7) Berichte und Diskussion 

 
7.1 Die Fa. Lu-Ca OG war in der Gemeinde und hat neue Luftbilder der einzelnen KG´s 

präsentiert. Ein Foto kostet € 400,-/pro KG. Laut Bgm. Mareiner werden keine Fotos 
angeschafft. 

 
7.2 Retention Kleinbaumgarten: 

Am 12.11.2019 hat eine Besprechung mit Sachverständigen Herrn Kurz von der WA 3 
(Land NÖ, Abteilung Wasserbau) und Herrn Bruckner Robert vom Büro Henninger 
stattgefunden. Es wurde unter anderem die aktuelle Situation bezüglich der 
Retentionsmaßnahme für die Siedlungserweiterung Kleinbaumgarten, sowie über das 
Einzugsgebiet beim Gaubitscher Rückhaltebecken West besprochen. 
Seit der letzten Berechnung der Fa. Henninger für die 1. Siedlungserweiterung in 
Kleinbaumgarten haben sich die Richtlinien (Abflussdaten) geändert. Die Abflussdaten 
haben sich verdoppelt, es darf sich jedoch keine Verschlechterung im Vorfluter ergeben. 
Eine zusätzliche Maßnahme für die Siedlungserweiterung Klbg wird notwendig sein. Wie 
diese aussehen soll ist noch nicht geklärt. Die erste Möglichkeit wäre, den geplanten 300er 
Kanal durch Kanalrohre mit 500mm Durchmesser zu ersetzen. Dies würde höhere Kosten 
bei der Anschaffung verursachen und nur eine geringe Verbesserung darstellen. 
Höchstwahrscheinlich muss ein Retentionsbecken errichtet werden. Eventuell beim 
bestehenden Biotop Kleinbaumgarten. GfGR Seidl ist der Meinung, dass bei 
Starkregenereignissen nur wenig Wasser vom Stablinggraben aber umso mehr vom 
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Grainergraben aus Gaubitsch kommt. Am Montag war Hofrat Rubey in der Gemeinde. Es 
wurde diese Situation genau besprochen. Bei einer eventuellen zukünftigen 
Siedlungserschließung wird diese mögliche Maßnahme in die Berechnungen 
miteinbezogen. Im Grainergraben könnte man 2 Rückstaustufen mit wesentlich weniger 
Aufwand einbauen. 

 
7.3 Retentionsbecken Gaubitsch West: 

Aufgrund des letzten Starkregenereignisses und der dadurch massiv auftretenden 
Oberflächenwässer und Verschlämmung auf der Landesstraße in Gaubitsch Richtung 
Gnadendorf wurde angedacht, die Einzugsflächen südlich des Windschutzes bei Kraft 
Josef (Gaubitsch 159) ins Becken West miteinzubinden.  
Hierzu gibt es einen Mailschriftverkehr zwischen Herrn Luxbacher (Abt. Wasserbau), 
Bruckner Robert (Büro Henninger) und Vzbgm. Hartmann. Es gab die Empfehlung diese 
Einzugsflächen keinesfalls an das neu zu errichtende Becken anzuschließen. Es muss 
vielmehr beim Bewirtschafter Bewusstsein geschaffen werden, die Bodenbearbeitung 
dementsprechend anzupassen, sodass das Wasser nicht sofort über den Acker auf die 
Landesstraße fließt. Man wird versuchen, die Wasserführung wie früher durch den 
Windschutzgürtel zu leiten.  
Die ursprünglich geplante Ausführung des Beckens wird unverändert umgesetzt.  
Der Beckenaushub und alle übrigen Baggerarbeiten werden, sobald es die Witterung im 
Frühjahr 2020 zulässt, von den Arbeitern des Flussbauhofs (Land NÖ, WA 3) selbst 
durchgeführt.  

 
7.4 Hochwasserschutz Altenmarkt: 

Im Gespräch mit Hofrat Rubey wurde auch die weitere Vorgehensweise bezüglich der 
Siedlungserweiterung Altenmarkt besprochen. Eine Willenserklärung seitens der Gemeinde 
Gaubitsch und eine Stellungnahme von der WA3 muss eingeholt und eingebracht werden.  

  
7.5 Die EVN Leitungen für die Siedlungserweiterung in Gaubitsch werden Anfang 2020 von der 

Fa. Wagner im Auftrag der EVN verlegt. Der neue Trafo in der Siedlung Gaubitsch wird 
noch an den dafür vorgesehenen Standort versetzt. 

 
7.6 Die Fa. Symvaro hat ihr neues Wasserzählersystem vorgestellt. Es handelt sich dabei um 

digitale Wasserzähler. Dies ist allerdings für die Gemeinde Gaubitsch aktuell nicht 
anwendbar. Zusätzlich hat der GAUL Informationen über ein Produkt zur 
Zählerdatenerfassung übermittelt. Unter www.zaehlerdaten.at kann jeder Bürger selbst 
seinen Wasserzählerstand ablesen und direkt via Mail übermitteln. Diese Daten werden 
automatisch in die Buchhaltung übernommen. Man könnte dadurch einige Arbeitsschritte in 
der Verwaltung einsparen. Die Kosten für das Produkt sind noch nicht bekannt. Die 
Gemeinde Gaubitsch hat im Zuge einer Bedarfserhebung ihr Interesse bekundet. 

 
7.7 Ein Schreiben der Natur- u. Bergwacht ist eingelangt mit der Bitte um finanzielle 

Unterstützung. Wofür das Geld tatsächlich verwendet wird ist nicht ersichtlich. Die 
Vorstandsmitglieder sowie die Mitglieder des Gemeinderates sprechen sich gegen eine 
Unterstützung aus.  

 
7.8 Von der Ortsgruppe Laa des NÖ Imkerverbandes wurde ein Gesuch um Unterstützung zur 

Finanzierung einer Desinfektionswanne eingebracht. Der Imkerverein bittet um 
Unterstützung iHv. € 150,- (Gesamtkosten € 2.000,-). Die Gemeinderäte sprechen sich 
gegen eine Unterstützung aus, da es sich um keinen ortsansässigen Verein handelt.  

 
7.9 Am Bauhof kam es zu Holzablagerungen durch unbekannte Personen. Bgm. verteilt Fotos. 

Nächstes Jahr sollte eine neue Kamera angeschafft werden.  
 
7.10 Der Güterweg Richtung Hanfthal war zuletzt massiv verschmutzt. Bgm. hat davon Fotos 

gemacht und mit dem betroffenen Bewirtschafter gesprochen. GfGR Petzina berichtete in 

http://www.zaehlerdaten.at/
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der letzten Vorstandssitzung ebenso, dass die Siedlungsstraße am Weinberg im Zuge der 
Bautätigkeiten verschmutzt wurde. Im Weihnachtsrundschreiben wird darauf hingewiesen. 

 
7.11 Energieberater Hölzl Mario hat alle Berichte zum Anlagenbuch der Ortsbeleuchtung 

übermittelt. Diese wurden an alle Gemeinderäte versendet. Bgm. Mareiner wird sich mit der 
Fa. Kostenz in Verbindung setzen, da einige Sofortmaßnahmen durchgeführt werden 
müssen. 

 
7.12 Die Lampen in der Kellergasse Sandgstetten Altenmarkt müssen noch getauscht werden 
 
7.13 In der Gemeinderatssitzung am 20.09.2017 wurde der Ankauf der Infrarotpaneele für das 

FF-Haus Kleinbaumgarten beschlossen. Im Beschluss wurde vereinbart, sollten sich die 
Paneele rechnen und eine wesentliche Einsparung ersichtlich sein, dass auch für das FF-
Haus Altenmarkt Infrarot Heizpanelle angeschafft werden. Laut GR Uhl Ulrich würden 
Paneele im Einstellraum (Geräteraum) und in den Räumlichkeiten der „WudE“ Sinn 
machen. GR Krenn wird bis zur nächsten Sitzung Kosten für die Paneele einholen. 

 
 
Zu To 8. – 12. Siehe nicht öffentliche Verhandlungsschrift vom 20.11.2019 
 

Ende der Sitzung: 21.45 Uhr 
 

Der Schriftführer:                                                                           Der Bürgermeister: 
 

 
 
 

Die Vertreter der Parteien: 
 
 
 

.............................................          ....................................................        ............................................... 

Vzbgm. Josef Hartmann                      GR Franz Popp                      GR Mathilde Hager 
 
 
 



 
 

Öffentliche Gemeinderatssitzung 20.11.2019  Seite 13 von 15 

 
  



 
 

Öffentliche Gemeinderatssitzung 20.11.2019  Seite 14 von 15 

BEILAGE 2 (Seite 1/2) 

 
  



 
 

Öffentliche Gemeinderatssitzung 20.11.2019  Seite 15 von 15 

BEILAGE 2 (Seite 2/2) 


